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Rechtslage
Ein Pauschalreisevertrag liegt vor, wenn der Veranstalter einem Konsumenten mindestens zwei der drei Dienstleistungen (1) Beförderung, (2) Unterbringung, (3) andere touristische Dienstleistungen zu einem Gesamtpreis anbietet und diese länger als 24 Stunden dauert oder eine Übernachtung beinhaltet.

Besteht ein erheblicher Mangel, hat der Kunde einer Pauschalreise (nachfolgend "Reisender") folgende Ansprüche:

· Recht, dass der Veranstalter Ersatzmassnahmen trifft (Art. 13 Abs. 1 lit. a PauRG)

· Recht, den Preis der Pauschalreise um die Differenz zwischen vorgesehenen und erbrachten Dienstleistungen zu mindern (Minderung, Art. 13 Abs. 1 lit. b PauRG)

· Recht auf Selbsthilfe

· Recht auf Rückbeförderung und Schadenersatz, sofern die Veranstalterin keine Abhilfe schaffen kann oder der Konsument die Ersatzmassnahmen aus wichtigen Gründen ablehnt (Art. 13 Abs. 2 PauRG)
Stellt der Reisende einer Pauschalreise bei Ankunft am Ferienort oder während der Reise fest, dass die Reise nicht die – nach Vertrag oder laut Reisekatalog - zugesicherten oder die gewöhnlichen, all-gemein erwarteten Eigenschaften erfüllt, so muss er gemäss Art. 12 des Bundesgesetzes über Pau-schalreisen (PauRG) den Mangel so bald wie möglich beanstanden. Die Beanstandung muss gegenüber dem Dienstleistungsträger (z. B. Hotel) und dem Veranstalter (z.B. Reisebüro) geltend gemacht werden und sollte zu Beweiszwecken schriftlich erfolgen. Im Gegensatz etwa zum Kaufrecht verwirkt der Reisende durch eine unterlassene Mängelanzeige seine Ansprüche nicht, allenfalls bewirkt dies jedoch eine Reduktion des Schadenersatzes.

Neben dem Anspruch auf Behebung des Mangels hat der Reisende auch Anspruch auf Preisminderung. Diese beiden Ansprüche schliessen einander nicht aus: Der Konsument hat Anspruch auf Behebung des Mangels und – für die Dauer des Mangels – einen Minderungsanspruch.

Die Geltendmachung der Preisminderung kann grundsätzlich formfrei erfolgen, muss aber den behaupteten Mangel genügend umschreiben, damit die nötigen Vorkehrungen zu seiner Behebung getroffen werden können. Aus Beweisgründen ist zu empfehlen, die Ansprüche in schriftlicher Form geltend zu machen. Nach Beendigung der Reise, je nach Reisevertrag und Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB), bleibt meist nur etwa ein Monat, um eine Reisepreisminderung gegenüber dem Reiseveranstalter geltend zu machen. Es empfiehlt sich deshalb, die AGB des jeweiligen Veranstalters zu konsultieren. Nicht verbindlich jedoch als Orientierungshilfe für die effektive Höhe der Preisminderung ganz nützlich ist die sog. "Frankfurter Tabelle". Im Streitfall ist jedoch immer auf die konkreten Verhältnisse abzustellen. Insbesondere können die Werte dieser Tabelle bei mehreren einzelnen Mängeln nicht einfach addiert werden, in diesem Fall muss ein angemessener Minderungswert separat ermittelt werden. Vereinzelt auftretende, kleinere Mängel, wie z.B. geringe Verspätungen, gelegentliches Fehlen von Liegestühlen, kurzzeitiger Ausfall des Wassers oder seltene Servicemängel stellen, wenn sie nicht in einer gewissen Häufung auftreten, keine genügende Beeinträchtigung dar, um Ansprüche des Reisenden entstehen zu lassen.

Gemäss Art. 14 PauRG schuldet der Veranstalter auch Schadenersatz für gehörige Vertragserfüllung. Es handelt sich dabei um eine verschuldensunabhängige Kausalhaftung, zudem ist es unerheblich, ob der Veranstalter selbst oder andere Dienstleister die vereinbarte Leistung zu erbringen haben. In den Fällen gemäss Art. 15 PauRG, insbesondere bei höherer Gewalt, entfällt jedoch eine Schadenersatzpflicht. Es wird ansonsten grundsätzlich der Schaden ersetzt, der zusätzlich zu einem allfälligen Minderwert der Reise entsteht, aber durch die Rückerstattung eines Teils des Preises noch nicht ersetzt worden ist, wie z.B. Kosten für die Fahrt zum Flughafen, der Verlust beim Rücktausch von Devisen etc. Der Veranstalter haftet jedoch nur für finanzielle Nachteile des Reisenden, ein Ersatz für immaterielle Interessen ("verdorbene Ferien") besteht gemäss Schweizer Recht nicht.

Ist der – vom Veranstalter nicht innert nützlicher Frist behobene - Mangel derart gravierend, dass die Reise für den Teilnehmer unzumutbar wird, besteht ein vorzeitiges Kündigungsrecht und bezüglich bereits erbrachter Leistungen das Recht, die Preisdifferenz zu den erbrachten Leistungen zurückzuverlangen. Es besteht zudem ein Anspruch auf eine gleichwertige Rückbeförderung, die mindesten dem vertraglich vereinbarten Standard entsprechen muss. Ob ein Mangel die erforderliche Schwere aufweist bestimmt sich nach dem konkreten Einzelfall.

Da der Reisende grundsätzlich die Beweispflicht über das Vorliegen des Mangels hat, ist es empfehlenswert, sich den Mangel bei der Reiseleitung vor Ort schriftlich bestätigen zu lassen und mit etwaigen Videoaufnahmen und Fotos zu dokumentieren.


